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A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 26. 6. 2023 — 203-01361 3 BEL —

Die Bundesregierung hat Frau Professorin Dr. Stephanie
Michel am 13. 6. 2023 das Exequatur als Honorarkonsulin
des Königreichs Belgien in Hannover erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst das Land Niedersachsen.
Die Kontaktdaten lauten wie folgt:

Adelheidstraße 4—5
30171 Hannover
Tel.: 01725431329
E-Mail: stephanie@michel.uno
Öffnungszeiten: Nach Terminvereinbarung.

— Nds. MBl. Nr. 24/2023 S. 480

B. Ministerium für Inneres und Sport

Gemeindefinanzplanung;
Orientierungsdaten für den Planungszeitraum 

2023 bis 2027

Bek. d. MI v. 23. 6. 2023 — 33.22-10301/01 —

1. Allgemeines
Die aktuelle gesamtwirtschaftliche Lage ist weiterhin von

nicht unerheblicher Unsicherheit geprägt. Insbesondere die
fortdauernden Auswirkungen des völkerrechtswidrigen An-
griffskriegs Russlands in der Ukraine sind nur begrenzt zu
prognostizieren. Insgesamt geht die Bundesregierung für das
laufende Jahr 2023 von einem leichten Wachstum aus. Nach
einem Rückgang der Wirtschaftsleistung im ersten Quartal
2023 wird für den weiteren Jahresverlauf mit einer zuneh-
menden konjunkturellen Erholung gerechnet, die 2024 in
ein robustes reales Wachstum münden soll. Nominal sind
die Wachstumsraten vor dem Hintergrund der weiterhin ho-
hen Inflationserwartungen sichtbar stärker.

Die zentrale Mai-Steuerschätzung 2023 ergibt für alle staat-
lichen Ebenen deutliche Schätzkorrekturen nach unten. Maß-
geblich hierfür sind zentral erstmals berücksichtigte Steuer-
rechtsänderungen wie das Inflationsausgleichsgesetz und
das Jahressteuergesetz 2022. Ohne Berücksichtigung dieser
Steuerrechtsänderungen ergeben sich für den Bund und die
kommunale Ebene positive Schätzabweichungen, für die Län-
der insbesondere vor dem Hintergrund der sichtbaren Her-
abschätzung der Grunderwerbsteuer eine negative Schätzab-
weichung. Für die niedersächsischen Kommunen wurden
die bisherigen Erwartungen für das laufende Jahr bestätigt
und für die folgenden Jahre ebenfalls nach unten korrigiert.
Auch hier ist die erstmalige Berücksichtigung der o.g. Steu-
errechtsänderungen ursächlich.

2. Ergebnisse der Steuerschätzung (Mai 2023) und Zielvorgaben
Gemäß § 9 Abs. 3 KomHKVO vom 18. 4. 2017 (Nds. GVBl.

S. 130), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. 5. 2021
(Nds. GVBl. S. 284), werden im Einvernehmen mit dem MF
die Orientierungsdaten für den Planungszeitraum 2023 bis
2027 bekannt gegeben:

A. Einnahmen (Steuerschätzungen)

1) Die Steigerungsrate enthält die Steuerverbundabrechnung 2022.
2) Die Steigerungsrate enthält die erwartete Steuerverbundabrechnung

2023 in Höhe von 36 Mio. EUR.

B. Ausgaben (gesamtwirtschaftliche Zielvorgaben)
Angesichts der einleitend beschriebenen massiven Unsicher-

heiten auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung sind alle
staatlichen und kommunalen Ebenen weiterhin aufgefordert,
ihre Haushalte entsprechend aufzustellen und Vorsorge zu
betreiben. Bis die mittel- und langfristigen Wachstumser-
wartungen auf einen verlässlichen Pfad zurückgeführt wer-
den können, sind die weiteren Entwicklungen besonders
aufmerksam in den Blick zu nehmen.

3. Erläuterungen
Die Einnahmeschätzungen für die Kommunen in den Jah-

ren 2023 bis 2027 sind aus den Ergebnissen des Arbeitskrei-
ses „Steuerschätzungen“ vom Mai 2023 abgeleitet und be-
ruhen auf geltendem Recht zum Zeitpunkt der Schätzung.
Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eck-
werte der Frühjahrsprojektion 2023 der Bundesregierung
zugrunde gelegt, die eine leichte konjunkturelle Belebung
und eine sich ab 2024 abschwächende Inflation berücksich-
tigt.

Die Bundesregierung erwartet hiernach für 2023 einen ge-
ringen Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts um + 0,4 %
und in 2024 ein kräftigeres Wachstum in Höhe von + 1,6 %.
Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr
Veränderungsraten von + 6,1 % für 2023 und + 4,0 % für
2024 prognostiziert (für die Jahre 2025 bis 2027 jeweils
+ 2,8 % je Jahr).

Die unter Nummer 2 Buchst. A genannten Prozentwerte
stellen die erwarteten Einnahmeentwicklungen gegenüber
dem jeweiligen Vorjahr dar; als Ausgangsbasis wurden die
IST-Einnahmen der Kassenstatistik des Jahres 2022 herange-
zogen.

Zu A 1.1 und 1.2
Beim Aufkommen aus der Grundsteuer B wird davon aus-

gegangen, dass die Grundsteuerreform ab dem Jahr 2025
weitestgehend aufkommensneutral umgesetzt wird; davon
unbenommen sind jedoch steigende Einnahmen durch zu-
sätzlich geschaffenen Wohnraum.

2023 2024 2025 2026 2027
— in % —

1. Kommunale 
Steuereinnahmen

1.1 Grundsteuer A 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1.2 Grundsteuer B 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2

1.3 Gewerbesteuer 
(brutto)

3,6 3,4 6,7 4,8 3,1

1.4 Gewerbesteuer 
(netto)

3,1 3,4 6,7 4,8 3,1

1.5 Gemeindeanteil 
an der Einkom-
mensteuer (Lohn-
steuer, veranlagte 
Einkommen-
steuer, Abgel-
tungsteuer)

1,3 5,3 6,9 5,5 4,4

1.6 Gemeindeanteil 
an der Umsatz-
steuer

— 1,0 4,8 2,9 2,0 1,8

2. Zahlungen
des Landes

2.1 Zuweisungen aus 
dem kommunalen 
Finanzausgleich 
(Schlüsselzu-
weisungen) 
insgesamt

1,91) 0,42) 1,8 3,2 2,0

2.2 Zuweisungen
des übertragenen 
Wirkungskreises 

2,0 0,8 4,0 2,0 2,0

2023 2024 2025 2026 2027
— in % —
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Zu A 1.3 und 1.4
Die erwarteten Veränderungsraten der Gewerbesteuer sind

als Durchschnittswerte anzusehen. Die besonderen lokalen
Gegebenheiten sind von den einzelnen Kommunen ergän-
zend in die Veranschlagung einzubeziehen.

Die Gewerbesteuerumlagesätze haben ihre Grundlage im
Gemeindefinanzreformgesetz vom 10. 3. 2009 (BGBl. I S. 502),
zuletzt geändert durch den Artikel 4 des Gesetzes vom 4. 12.
2022 (BGBl. I S. 2142). In allen Planungsjahren beträgt der
Bundesvervielfältiger 14,5 % und der Landesvervielfältiger
20,5 % (gesamt 35,0 %).

Zu A 1.5 und A 1.6
Die Veränderungsraten für den Gemeindeanteil an der

Einkommensteuer und den Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer sind aus den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ (Mai 2023) abgeleitet. Die Grundlage ist das
geltende Recht zum Zeitpunkt der Steuerschätzung. Künftige
Steuerrechtsänderungen, wie z. B. die sich aus dem ver-
pflichtend vorzulegenden Existenzminimumbericht der Bun-
desregierung über die steuerfrei zu stellenden Existenz-
minima für die Jahre 2025 ff. ergebenden Änderungen, sind
hierin noch nicht abgebildet. Angesichts starker Preissteige-
rungen sind entsprechend hohe Anpassungen bei den Exis-
tenzminima mit Wirkungen auf das Einkommensteuerauf-
kommen zu erwarten.

Der Umsatzsteueranteil wird anhand eines Verteilungs-
schlüssels gemäß den §§ 5 a bis 5 d Gemeindefinanzreform-
gesetz berechnet. Die erwartete negative Veränderungsrate
gegenüber dem Kassen-IST des Jahres 2022 basiert auf er-
höhten Abschlagszahlungen des Landes gegenüber den Kom-
munen im Jahr 2022 gemäß § 2 Abs. 1 der Verordnung über
den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und an der
Umsatzsteuer sowie über die Gewerbesteuerumlage i. d. F.
vom 10. 4. 2000 (Nds. GVBl. S. 70), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 20. 6. 2022 (Nds. GVBl. S. 369), für die im
Folgejahr eine Schlussabrechnung nach Absatz 2 erstellt wird.

Zu A 2.1
Die Zuweisungen im kommunalen Finanzausgleich (ohne

Finanzausgleichsumlage) betragen für das Jahr 2023 5,657 Mrd.
EUR3). Dieser Betrag beinhaltet die positive Steuerver-
bundabrechnung 2022 in Höhe von 115 Mio. EUR. Auf Basis
der Steuerschätzung Mai 2023 wird von einer ebenfalls posi-
tiven Steuerverbundabrechnung 2023 in 2024 in Höhe von
36 Mio. EUR ausgegangen. Im Jahr 2023 ist der gestundete An-
teil des kommunalen Hilfsprogramms in Höhe von 288 Mio.
EUR bereits vollständig gemäß § 14 i Abs. 2 und 3 NFAG
aufgerechnet.

Zu A 2.2
Für das Jahr 2023 wurde ein Prognosewert für die dyna-

mischen Tariferhöhungen in Höhe von 2,0 % angesetzt. Die
tatsächliche Erhöhung für das Vorjahr lag jedoch bei 0,0 %.
Deshalb bedarf es einer entsprechenden Korrektur im Pla-
nungsjahr 2024, indem die eigentlich zu berücksichtigende
Tariferhöhung von 2,8 % auf 0,8 % gesenkt wird. Aufgrund
der anhaltend hohen Inflation und den Erfahrungen aus
dem Tarifabschluss des Bundes und der Kommunen aus dem
Frühjahr 2023, wird für das Jahr 2025 von einer Steigerung
in Höhe von 4,0 % ausgegangen. Für die weiteren Planungs-
jahre wird jeweils zunächst von einer Steigerung in Höhe
von 2,0 % ausgegangen.

Nicht enthalten sind die im NFVG und die analog zum
NFVG in Fachgesetzen geregelten weiteren Zuweisungen.

An
das Landesamt für Statistik Niedersachsen,
die Region Hannover, Landkreise, Samtgemeinden und Gemeinden
Nachrichtlich:
An den
Niedersächsischen Landesrechnungshof

— Nds. MBl. Nr. 24/2023 S. 480

3) Stand: 2. Nachtragshaushaltsplan 2023.

C. Finanzministerium

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Beteiligung an den Kosten der Pflegeberatung

nach § 32 Abs. 1 NBhVO

RdErl. d. MF v. 27. 6. 2023 
— VD3-03540/01/032/01 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 30. 6. 2020 (Nds. MBl. S. 670), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 9. 6. 2022 (Nds. MBl. S. 830)
— VORIS 20444 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 7. 2023 aufge-
hoben.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 24/2023 S. 481

G. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Bauen
und Digitalisierung

Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von Maßnahmen für klimaschonende 

und umweltfreundlichere Fahrzeuge sowie nachhaltige
Mobilitätsangebote im öffentlichen Personennahverkehr

(Mobilitätszentralen 2023)

Erl. d. MW v. 5. 7. 2023 — 44-01220/0070 —

— VORIS 93200 —

Bezug: a) RdErl. d. MB v. 15. 12. 2021 (Nds. MBl. S. 1909)
— VORIS 64100 —

b) Erl. v. 6. 2. 2017 (Nds. MBl. S. 198)
— VORIS 93200 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und
den VV/VV-Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) sowie Mitteln des
Landes Zuwendungen für die Schaffung und den Betrieb
von Mobilitätszentralen im ÖPNV.

Ziel der Förderung ist es, emissionsarme Mobilität innerhalb
der Städte und im Stadt-Umland-Bereich einfach und attraktiv
zu machen und dadurch den motorisierten Individualverkehr
(MIV) auf umweltfreundlichere Verkehrsträger umzulenken.

Dazu sollen Schaffung und Betrieb von Mobilitätszentralen
an geeigneten Orten gefördert werden. Diese Mobilitätszen-
tralen sollen Informationen und Dienstleistungen zur ver-
kehrsmittelübergreifenden Mobilität anbieten und ein flä-
chendeckendes, übersichtliches und nahtlos nutzbares Mo-
bilitätsangebot schaffen, welches emissionsarme Mobilität
sowohl innerhalb der Städte als auch im Stadt-Umland-Be-
reich einfacher und attraktiver macht. 
1.2 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt gemäß den Re-
gelungen der 
— Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 24. 6. 2021 mit gemeinsamen Bestim-
mungen für den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohä-
sionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und
den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakultur-
fonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds
und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den
Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für
finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visum-
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politik (ABl. EU Nr. L 231 S. 159, Nr. L 450 S. 158; 2022
Nr. L 241 S. 16; 2023 Nr. L 65 S. 59), zuletzt geändert
durch Verordnung (EU) 2023/435 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. 2. 2023 (ABl. EU Nr. L 63
S. 1) — im Folgenden: Dachverordnung —,

— Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. 6. 2021 über den Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds
(ABl. EU Nr. L 231 S. 60; 2022 Nr. L 13 S. 74),

— EU-Strukturfondsförderung 2021—2027; Rahmenregelung
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen
zur Projektförderung (ANBest-EFRE/ESF+) — Bezugser-
lass zu a —,

in der jeweils geltenden Fassung.
1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in diesen
Richtlinien enthaltenen Regelungen für das gesamte Landes-
gebiet, also für das Programmgebiet der Regionenkategorie
„Übergangsregion“ (ÜR) (Artikel 108 Abs. 2 Buchst. b der
Dachverordnung), bestehend aus den Landkreisen Celle, Cux-
haven, Harburg, Heidekreis, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg,
Osterholz, Rotenburg (Wümme), Stade, Uelzen und Verden
sowie für das aus dem übrigen Landesgebiet bestehende Pro-
grammgebiet der Regionenkategorie „stärker entwickelte Re-
gionen“ (SER) (Artikel 108 Abs. 2 Buchst. c der Dachverord-
nung).
1.4 Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr
entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtge-
mäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gefördert werden die Einrichtung und der Betrieb von
Mobilitätszentralen für nachhaltige Mobilitätsangebote. Mo-
bilitätszentralen bieten ein Mobilitätsmanagement an, das
zielorientiert und zielgruppenspezifisch das Mobilitätsver-
halten mit koordinierenden, informatorischen, organisatori-
schen und beratenden Maßnahmen, in der Regel unter Ein-
beziehung weiterer Akteure über die Verkehrsplanung zu
beeinflussen versucht, um die Mobilität der Menschen auf
umweltfreundliche Nahverkehrsangebote umzulenken.  

Mobilitätszentralen sind Anlaufstellen für alle Fragen rund
um die Mobilität für Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs-
teilnehmer sowie Verkehrsanbieter innerhalb von Städten,
regionalen Zentren und dem dazugehörigen Umland. 

Zu dem Aufgabenspektrum der Mobilitätszentralen gehö-
ren insbesondere
— die individuelle Beratung von Menschen mit dem Ziel,

dass diese verstärkt CO2-sparsame Beförderungsangebote
nutzen,

— die Erstellung persönlicher Fahrpläne zur Unterstützung
einer CO2-sparenden Verkehrsmittelwahl der Verkehrs-
teilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer, 

— die individuelle Information über möglichst alle lokalen,
regionalen und überregionalen Mobilitätsdienstleistun-
gen auf Basis zeitgemäßer Technologielösungen,

— die Initiierung, Koordination und Organisation von Fahr-
gemeinschaften, 

— die Ansprache und Beratung unterschiedlicher Zielgrup-
pen (z. B. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Schü-
lerinnen und Schüler, Seniorinnen und Senioren), die
dazu beitragen, den Umstieg vom motorisierten Indivi-
dualverkehr zum Umweltverbund zu unterstützen sowie

— die allgemeine Beratung von insbesondere Unternehmen
und Behörden bei der Erarbeitung von Konzepten, die
dazu beitragen, den Umstieg vom motorisierten Indivi-
dualverkehr zum Umweltverbund zu unterstützen.

2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind Vorhaben, für
die eine Förderung aus EFRE-Mitteln anderer Landespro-
gramme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere des
Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+), des Europäischen Fonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) oder des

Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds
(EMFAF) erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen
des Artikels 63 Abs. 9 der Dachverordnung zur Unterstüt-
zung eines Vorhabens aus einem oder mehreren Europä-
ischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder aus
einem oder mehreren Programmen und aus anderen Unions-
instrumenten gegeben sind.

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungen können an Aufgabenträger i. S. des § 4 Abs. 1

Nr. 1 oder 3 NNVG sowie Landkreise, kreisfreie Städte oder
kreisangehörige Gemeinden unbeschadet der Aufgabenträ-
gerschaft für den öffentlichen Personennahverkehr bewilligt
werden. Vorhaben von Landkreisen oder kreisfreien Städten
sowie kreisangehörigen Gemeinden, die nicht selbst Aufga-
benträger sind, müssen mit dem jeweiligen Aufgabenträger
abgestimmt werden.

Die Zuwendungsempfänger können auch gemeinsam eine
Mobilitätszentrale einrichten.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Förderfähigkeit
Gefördert werden Vorhaben, die im jeweiligen Programm-

gebiet der Regionenkategorien (SER/ÜR) durchgeführt werden
(Artikel 108 Abs. 2 Buchst. b und c der Dachverordnung).
Eine Förderung von Projekten nach Artikel 63 Abs. 3 der Dach-
verordnung bleibt unbenommen.

Antragsberechtigt sind ausschließlich Antragsteller, die eine
Mobilitätszentrale in Niedersachsen oder ein in Niedersach-
sen wirkendes Mobilitätsmanagement betreiben.
4.1.1 Im Rahmen dieser Richtlinien können auch interre-
gionale, grenzüberschreitende und transnationale Vorhaben
mit Akteuren aus anderen Mitgliedstaaten auch außerhalb
der Europäischen Union und bzw. oder anderen deutschen
Ländern unterstützt werden, sofern die Kooperation im Lan-
desinteresse liegt. Die notwendigen Fördermittel bringt jede
beteiligte Region grundsätzlich selbst in die Kooperation
ein. Trägt das Vorhaben zu den Zielen des Operationellen
Programms bei, kann das Vorhaben im Ausnahmefall ganz
oder teilweise auch außerhalb des Programmraums durchge-
führt werden. Bei derartigen Projekten werden sich die Ver-
waltungsbehörden der beteiligten Programme (einschließ-
lich der relevanten Programme der Europäischen territorialen
Zusammenarbeit [ETZ]) abstimmen (Artikel 63 Abs. 4 der
Dachverordnung).
4.1.2 Der Zuwendungsempfänger hat einen Nachweis vor-
zulegen, dass das Vorhaben mit den Vorgaben des jeweili-
gen Nahverkehrsplans vereinbar ist und Luftqualitätspläne,
Klimaschutzpläne sowie Verkehrsentwicklungs- bzw. Mobi-
litätspläne — soweit vorhanden — berücksichtigt. Sofern
der regionale Nahverkehrsplan verkehrsträgerübergreifende
Aspekte nicht ausreichend berücksichtigt, muss im Ein-
klang mit den Empfehlungen des Europäischen Rechnungs-
hofs von Februar 2020 im Antrag alternativ auf andere
verkehrsträgerübergreifende Mobilitätspläne Bezug genom-
men werden oder der Einklang des Vorhabens mit relevan-
ten regionalen und landesweiten Plänen und Strategien mit
Verkehrsbezug dargelegt und begründet werden.
4.1.3 Eine Zuwendung darf nur gewährt werden, wenn eine
gesicherte Gesamtfinanzierung des jeweiligen Projekts im
Rahmen des Ausgabenerstattungsprinzips vorgewiesen wird.

4.2 Förderwürdigkeit
Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Förder-

würdigkeit die folgenden Kriterien als Qualitätskriterien nach-
zuweisen:
4.2.1 Fachliche Qualitätskriterien
— Substanz: schlüssiges und nachvollziehbares Konzept mit

Darlegung der Ziele und Maßnahmen, Fortführung (ins-
besondere Finanzierung) nach Ende der Förderung, Aus-
sagen zu Verlagerungspotenzial, Leistungsspektrum, Per-
sonal, technischer Ausstattung, Darstellung in der Öffent-
lichkeit,
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— Kooperationen: mit anderen Mobilitätszentralen und Mobi-
litätsmanagern,

— Verringerung der verkehrsbedingten Emissionen (gleich-
zeitig Beitrag zum Querschnittsziel Nachhaltige Entwick-
lung).

4.2.2 Qualitätskriterien nach Artikel 9 der Dachverordnung
(Querschnittsziele)

— Gleichstellung,
— Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung,
— Nachhaltige Entwicklung,
— Gute Arbeit.
4.2.3 Qualitätskriterien für regional bedeutsame Maßnahmen
— Beitrag zur regionalen Entwicklung,
— kooperativer Ansatz,
— grenzübergreifende Zusammenarbeit,
— Zusatzkriterium Modellhaftigkeit.

Die Detaillierung und die Gewichtung der Qualitätskrite-
rien (Scoring-Modell) sind aus der Anlage ersichtlich.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Art der Zuwendung
Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in

Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung gewährt.

5.2 Höchstgrenzen der Förderung
Die Förderung aus EFRE-Mitteln beträgt 

— im Programmgebiet der Regionenkategorie ÜR maximal
60 % der zuwendungsfähigen Ausgaben sowie

— im Programmgebiet der Regionenkategorie SER maximal
40 % der zuwendungsfähigen Ausgaben.

Die Förderung kann um bis zu 25 % der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben aus Landesmitteln erhöht werden. 

Eine Förderung ist nur zulässig, wenn die Zuwendungen
zum Zeitpunkt der Bewilligung eine Höhe von 600 000 EUR
nicht überschreiten.

Projekte, deren zuwendungsfähige Gesamtausgaben nicht
mehr als 200 000 EUR betragen, sind von der Förderung aus-
geschlossen.   

5.3 Dauer der Förderung
Die Laufzeit beschränkt sich auf maximal 36 Monate. Eine

ausnahmsweise längere Laufzeit bedarf der Zustimmung des
MW.

5.4 Förderfähige Ausgaben
Zuwendungsfähig sind

— Personal- und Sachausgaben (einschließlich Ausgaben für
Fort- und Weiterbildung, Büro- und Raumausstattung, Te-
lekommunikation, Weiterbildungsangebote und Marke-
ting),

— Ausgaben für Technik einschließlich Call-Center-Funktion
und Software,

— Miete für Gebäude,
— Ausgaben für mobile Beratungsstellen,
— Steuern und Versicherung,
— vorbereitende Maßnahmen (Studien, Konzepte), die Grund-

lage für die Einrichtung und den Betrieb einer regionalen
Mobilitätszentrale bzw. für die Einführung und Umset-
zung eines kommunalen Mobilitätsmanagements sind und
insbesondere die CO2-Emissionsreduzierung betrachten.

Die zuvor genannten zuwendungsfähigen Ausgaben kön-
nen nach den Vorgaben von Kapitel II Abschnitt I der Dach-
verordnung als vereinfachte Kostenoption abgerechnet werden.
Die Abrechnung von vereinfachten Kostenoptionen wird
durch gesonderten Erl. der EFRE/ESF+-Verwaltungsbehörde
oder des MW festgelegt.
5.5 Folgende Ausgaben sind nicht förderfähig:
5.5.1 der Erwerb von unbebauten oder bebauten Grund-

stücken,

5.5.2 die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer
abziehbar ist,

5.5.3 Schuldzinsen gemäß Artikel 64 der Dachverordnung,
außer in Bezug auf Zuschüsse in Form von Zinszu-
schüssen oder Garantieentgeltbeiträgen.

5.6 Die VV/VV-Gk Nr. 8.7 Sätze 1 und 3 zu § 44 LHO fin-
det keine Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF+ sind unverändert zum Bestand-
teil des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P
und ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen der
ANBest-EFRE/ESF+ sind in den Zuwendungsbescheid auf-
zunehmen.

6.2 Im Rahmen des als Bestandteil des Verwendungsnach-
weises vorzulegenden Sachberichts nach Nummer 7.3 ANBest-
EFRE/ESF+ hat der Zuwendungsempfänger auch einen Nach-
weis über die durch das geförderte Vorhaben eingesparten
CO2-Emissionen vorzulegen. Eine angemessene Ermittlungs-
methodik dafür ist vor Projektstart mit der Bewilligungsstelle
abzustimmen.

6.3 Neben den Prüfrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF+ und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF+ ist der Zuwendungsempfänger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Indikatoren in der gefor-
derten Differenzierung und bei der Bewertung der Förderung
nach diesen Richtlinien mitzuwirken. Die hierfür erforderli-
che Software wird internetgestützt zur Verfügung gestellt
und ist zu verwenden.

6.4 Sofern im Rahmen des Vorhabens eine Förderung von
Investitionen erfolgt, hat die Bewilligungsstelle im Bewilli-
gungsbescheid einen angemessenen Zweckbindungszeitraum
festzusetzen.

6.5 Bei der Zulassung eines vorzeitigen Maßnahmenbeginns
werden gegenüber dem Zuwendungsempfänger die ANBest-
EFRE/ESF+ für verbindlich erklärt. 

6.6 Der Zuwendungsempfänger ist darauf hinzuweisen, bei
der Förderung auf die Einhaltung der bereichsübergreifen-
den Querschnittsziele aus Artikel 9 der Dachverordnung,
„die EU-Grundrechtecharta“, „die Gleichstellung von Frauen
und Männern, die durchgängige Berücksichtigung der Ge-
schlechtergleichstellung und die Einbeziehung einer Ge-
schlechterperspektive“, „die Nichtdiskriminierung aufgrund
Geschlecht, Rasse und ethnischer Herkunft, Religion, Welt-
anschauung, Alter, sexueller Orientierung oder Behinde-
rung“ und „die Berücksichtigung der VN-Ziele für nachhal-
tige Entwicklung, das Pariser Klimaabkommen sowie den
Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen
(Do no significant harm principle [DNSH])“ sowie „Gute Ar-
beit“ als eigenes Querschnittsziel des Landes Niedersachsen
in Anlehnung an die Bundesrats-Drucksache 343/13 zu ach-
ten. Der Zuwendungsempfänger ist zudem auf den „Markt für
intelligente Städte“ („Smart Cities Marketplace“) der Euro-
päischen Kommission hinzuweisen.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Vor der Bewilligung ist der Zuwendungsempfänger
darüber zu informieren, dass eine Aufnahme in die Liste der
Vorhaben nach Artikel 49 Abs. 3 der Dachverordnung mit
den dort in den Buchstaben a bis n genannten Informatio-
nen erfolgt. Zudem ist der Zuwendungsempfänger auf die
Pflichten gemäß Artikel 50 der Dachverordnung hinzuweisen.

7.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie die
ANBest-EFRE/ESF+, soweit nicht in diesen Richtlinien Ab-
weichungen zugelassen sind.

7.3 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Förderbank
Niedersachsen (NBank), Günther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.
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7.4 Die Bewilligungsstelle stellt die für die Antragstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de)
und in dem Kundenportal bereit. 

Die Bewilligungsstelle hält für die Erstellung des zahlen-
mäßigen Nachweises nach Nummer 6.2 ANBest-EFRE/ESF+
Vordrucke vor. 

7.5 Die Übermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maßgabe der für die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwVfG zulässig.

7.6 Im Rahmen der Beurteilung der Förderfähigkeit sowie der
Förderwürdigkeit holt die NBank eine Bewertung der Zu-
wendungsvoraussetzungen gemäß Nummer 4.1.2, der fachli-
chen Qualitätskriterien sowie der Querschnittsziele von der
Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG)
und im Hinblick auf die Qualitätskriterien i. S. der Regiona-
len Handlungsstrategien vom jeweils zuständigen ArL ein.
Diese Bewertungen sind im Bewilligungsverfahren bei der

Förderwürdigkeitsprüfung maßgeblich zu berücksichtigen
und zu dokumentieren.
7.7 Über die Bewilligung von Förderanträgen entscheidet
die Bewilligungsstelle. In die Einplanungen gehen nur An-
träge ein, die das Verfahren nach Nummer 7.6 durchlaufen
haben. 

8. Schlussbestimmungen
8.1 Dieser Erl. tritt am 5. 7. 2023 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2029 außer Kraft. 
8.2 Der Bezugserlass zu b tritt mit Ablauf des 31. 12. 2023
außer Kraft.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)
Nachrichtlich:
An die
Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG)
Ämter für regionale Landesentwicklung
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Anlage

Qualitätskriterien nach Nummer 4.2

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl Erläuterungen

Nur, wenn diese 
Punktzahl in dem 
jeweiligen Bewer-
tungsblock erreicht 
wurde, ist das 
Vorhaben förder-
würdig. Damit ein 
Vorhaben geför-
dert werden kann, 
muss diese block-
weise festgelegte 
Mindestpunktzahl 
erreicht werden.

Diese Punktzahl 
kann in dem jewei-
ligen Bewertungs-
kriterien maximal 
erreicht werden.

1. Richtlinienspezifische 
fachliche Kriterien

33 55

A) Ausgangslage und Ziele 15

Das Vorhaben stellt Beratung, 
Information und Konzepte 

— über CO2-sparsame und innovative 
Beförderungsangebote,

4 0 Punkte: kein Konzept erkennbar
1 Punkt: unvollständige/fehlerhafte 

Angaben
2 Punkte: genügt den Anforderungen
4 Punkte: geht über die Erwartung 

hinaus

— lokale, regionale und überregio-
nale und innovative Mobilitäts-
dienstleistungen auf Basis zeitge-
mäßer Technologie-
lösungen,

4 0 Punkte: kein Konzept erkennbar
1 Punkt: unvollständige/fehlerhafte 

Angaben
2 Punkte: genügt den Anforderungen
4 Punkte: geht über die Erwartung 

hinaus

— Initiierung, Koordination und 
Organisation von Fahrgemein-
schaften, 

3 0 Punkte: kein Konzept erkennbar
1 Punkt: unvollständige/fehlerhafte 

Angaben
2 Punkte: genügt den Anforderungen
3 Punkte: geht über die Erwartung 

hinaus

— den Umstieg vom motorisierten 
Individualverkehr auf den ÖPNV 
zur Verfügung.

4 0 Punkte: kein Konzept erkennbar
1 Punkt: unvollständige/fehlerhafte 

Angaben
2 Punkte: genügt den Anforderungen
4 Punkte: geht über die Erwartung 

hinaus
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Kooperation 5

Es sind Kooperationsbeziehungen
zu anderen Mobilitätszentralen bzw. 
etablierten kommunalen Mobilitäts-
management-Aktivitäten benachbar-
ter Kommunen und Aufgabenträgern 
geplant. Es wird an einer Vernetzung 
auf Landesebene beigetragen.

0 Punkte: keine Angaben
3 Punkte: Kooperationsbeziehungen 

sind vorhanden, werden 
aber nicht näher beschrieben.

5 Punkte: Veröffentlichungen oder 
Veranstaltungen zu den 
eigenen Erfahrungen sind 
vorgesehen.

Verringerung verkehrsbedingter 
Emissionen1)

5 20

Die durch die Maßnahmen einge-
sparten CO2-Emissionen werden 
beziffert. Die prognostizierten Ein-
sparungen der CO2-Emissionen 
werden hierfür nach Personen-km 
berechnet, wobei 20 g CO2/Personen-
km zugrunde gelegt werden.

Die prognostizierte CO2-Einsparung 
pro Jahr beträgt2)

0 Punkte: weniger als 3 t
5 Punkte: mindestens 3 t

10 Punkte: mindestens 5 t 
20 Punkte: mehr als 5 t.  

B) Qualität des Umsetzungskonzepts 15

Im Konzept werden schlüssig und 
nachvollziehbar die Ziele und die
zur Zielerreichung geplanten Maß-
nahmen dargestellt. Insbesondere 
wird erläutert, wie die Finanzierung 
nach Ende der Förderung umgesetzt 
werden soll. 
Es werden außerdem Aussagen zu 
dem eingesetzten Personal und zur 
technischen Ausstattung erwartet.

5 0 Punkte: kein Konzept
1 Punkt: unvollständiges, 

fehlerhaftes Konzept
2 Punkte: Konzept genügt 

den Anforderungen.
5 Punkte: Konzept geht über 

die Erwartung hinaus.

Das Konzept enthält Aussagen zu 
Verlagerungspotenzialen vom moto-
risierten Individualverkehr zum 
Mobilitätsverbund3) sowie zum Leis-
tungsspektrum der geplanten eige-
nen Maßnahmen bzw. geplanter und/
oder beworbener Maßnahmen Dritter. 
Das Konzept stellt dar wie ein inno-
vatives Mobilitätsmanagement in der 
eigenen Kommune bzw. dem eigenen 
Kreis etabliert werden soll und ist 
geeignet, dazu beizutragen.

5 0 Punkte: kein Konzept
1 Punkt: unvollständiges, 

fehlerhaftes Konzept
2 Punkte: Konzept genügt 

den Anforderungen.
5 Punkte: Konzept geht über 

die Erwartung hinaus.

Es sind zielführende Maßnahmen 
für die Öffentlichkeitsarbeit der 
Mobilitätszentrale bzw. Aktivitäten 
des kommunalen Mobilitätsmanage-
ments zur besseren Wahrnehmung 
sowohl auf lokaler bzw. regionaler, 
als auch auf überregionaler Ebene 
vorhanden. 

5 0 Punkte: kein Konzept
1 Punkt: unvollständiges, 

fehlerhaftes Konzept
2 Punkte: Konzept genügt 

den Anforderungen.
5 Punkte: Konzept geht über 

die Erwartung hinaus.

2. Regionalfachliche 
Bewertungskomponente

keine eigene, 
aber 48 zusammen 
mit richtlinien-
spezifischen fach-
lichen Kriterien

25

A) Regionale Entwicklung 10

Das Projekt leistet einen Beitrag
zur regionalen Entwicklung gemäß 
der Regionalen Handlungsstrategie.

0 Punkte: Das Projekt leistet keinen 
nennenswerten Beitrag zur 
Umsetzung der regionalen 
Handlungsstrategie. 

5 Punkte: Durch das Projekt wird über 
den Förderzeitraum hinaus 
ein relevanter Beitrag zur 
regionalen Entwicklung in 
mindestens einem opera-
tiven Ziel der regionalen 
Handlungsstrategie erzielt.

10 Punkte: Durch das Projekt wird über 
den Förderzeitraum hinaus 
ein sehr hoher Beitrag zu 
mindestens einem opera-
tiven Ziel oder ein hoher 
Beitrag zu mehreren opera-
tiven Zielen der Regionalen 
Handlungsstrategie erzielt, 
der zu wirksamen Impulsen 
für die regionale Entwick-
lung führt.

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl Erläuterungen
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B) Kooperation 5

Das Projekt zeichnet sich durch einen 
kooperativen Ansatz aus (Zusammen-
arbeit mehrerer Gebietskörperschaften, 
relevanter Akteure aus Wirtschaft, 
Wissenschaft, Zivilgesellschaft usw.).

0 Punkte: Das Projekt hat keinen 
kooperativen Ansatz.

3 Punkte: Bei dem Projekt findet eine 
Zusammenarbeit mehrerer 
Gebietskörperschaften/rele-
vanter Akteure in Form von 
aktiver Einbindung und 
Abstimmung statt. 

5 Punkte: Es handelt sich um ein 
Kooperationsprojekt mehre-
rer Projektpartner; d. h. meh-
rere Gebietskörperschaften/
relevante Akteure (Projekt-
trägerschaft einschließlich 
gemeinsame Finanzierung 
des Projekts).  

C) Grenzübergreifende Zusammenarbeit 5

Das Projekt leistet einen Beitrag 
zur grenzübergreifenden Zusammen-
arbeit in Europa.

0 Punkte: Das Projekt leistet keinen 
Beitrag zur grenzübergrei-
fenden Zusammenarbeit
in Europa.

3 Punkte: Das Projekt leistet einen 
Beitrag zur grenzübergrei-
fenden Zusammenarbeit in 
Europa (z. B. durch die Ein-
beziehung internationaler 
Expertise oder Erfahrungen).

5 Punkte: Es handelt sich um ein 
grenzübergreifendes Koope-
rationsprojekt; d. h. mehrere 
Gebietskörperschaften/rele-
vante Akteure führen das 
Projekt gemeinsam durch. 
Mindestens einer der betei-
ligten Projektpartner stammt 
dabei aus einem anderen 
EU-Mitgliedstaat oder 
einem Drittstaat. 

D) Zusatzkriterium Modellhaftigkeit 5

Das Projekt verfolgt einen besonders 
geeigneten Ansatz zur regionalen 
Entwicklung (z. B. ein besonders 
integrativer oder modellhafter und 
übertragbarer Ansatz).

0 Punkte: Das Projekt verfügt nicht 
über einen für die Region 
modellhaften und übertrag-
baren Ansatz.  

3 Punkte: Das Projekt verfügt über 
einen für die Region in 
Teilen modellhaften und 
übertragbaren Ansatz.

5 Punkte: Das Projekt verfügt über 
einen für die Region beson-
ders modellhaften Ansatz 
und erscheint im hohen 
Maße übertragbar.

Gemeinsame Mindestpunktzahl für 
die richtlinienspezifischen fachlichen 
und regionalfachlichen Kriterien

48 80

3. Querschnittsziele 12 20

Gleichstellung 3

Durch den Vorhabenträger und/oder 
das Vorhaben wird ein Beitrag zur 
Gleichstellung der Geschlechter
erbracht, u. a. Gender-Kompetenz des 
Trägers, Erhöhung der dauerhaften 
Beteiligung von Frauen am Erwerbs-
leben und Verbesserung des beruf-
lichen Fortkommens, Förderung der 
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und 
Pflege, Einführung und Erweiterung 
familienorientierter Maßnahmen, 
Abbau geschlechtsspezifischer Segre-
gation. 

0 Punkte: Keine Angaben
3 Punkte: Der Vorhabenträger hat im 

Antrag deutlich gemacht, 
inwiefern ein Beitrag 
zur Gleichstellung der 
Geschlechter erbracht wird.

Der Leitfaden zum EU-Querschnittsziel 
„Gleichstellung von Frauen und Männern“ 
steht auf der Internetseite der NBank 
zum Herunterladen zur Verfügung.

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl Erläuterungen
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1) Gleichzeitig Beitrag zum Querschnittsziel „Nachhaltige Entwicklung“.
2) Anzahl der Personen, die angeben dauerhaft von MIV auf Umweltverbund umzusteigen, multipliziert mit den im Umweltverbund zurückzule-

genden km pro Jahr multipliziert mit 20 g.
3) Unter dem Begriff Umweltverbund wird die Kooperation der umweltfreundlichen Verkehrsmittel verstanden. Hierzu zählen die öffentlichen

Verkehrsmittel (Bahn, Bus und Taxis), nicht motorisierte Verkehrsträger (Fußgänger und private oder öffentliche Fahrräder), sowie Carsharing und
Mitfahrzentralen. Ziel ist es, Verkehrsteilnehmern zu ermöglichen, ihre Wege innerhalb des Umweltverbunds, anstatt mit dem eigenen Pkw,
zurückzulegen. Zunehmend wird anstelle des Begriffs Umweltverbund auch der Begriff Mobilitätsverbund genutzt, siehe Forschungs-Informa-
tions-System des BMDV (www.forschungsinformationssystem.de).

4) Erfüllt die Anforderung des Do-No-Significant-Harm-Prinzips (Vermeidung erheblicher negativer Umweltauswirkungen durch geförderte Pro-
jekte).

Chancengleichheit und Nicht-
diskriminierung

3

Durch den Vorhabenträger und/oder 
das Vorhaben werden Beiträge zur 
Nichtdiskriminierung in Bezug auf 
Geschlecht oder ethnische Herkunft, 
Religion oder Weltanschauung, eine 
Behinderung, das Alter oder die 
sexuelle Ausrichtung erbracht. 
Berücksichtigung besonderer Ziel-
gruppen, wie z. B. Migrantinnen und 
Migranten, Zugewanderte, Ältere 
unter Berücksichtigung ihrer Belange 
und Lebenslagen. 
Gleiche Teilhabe und barrierefreier 
Zugang für Menschen mit Behinde-
rung. 
Das Vorhaben liefert einen Beitrag, 
die eigenständige Mobilität der Nut-
zerinnen und Nutzer zu fördern und 
setzt sich für barrierefreie Fahrzeuge 
und Technologien ein.

0 Punkte: keine Angaben
2 Punkte: Die Belange und Lebens-

lagen bestimmter Ziel-
gruppen werden besonders 
berücksichtigt.

3 Punkte: Es kommen ausschließlich 
barrierefreie Fahrzeuge zum 
Einsatz.

Nachhaltige Entwicklung 5 11

Das Vorhaben trägt dazu bei, die Luft-
qualität zu verbessern und die Klima-
schutzziele zu erreichen. Durch das 
Vorhaben werden erhebliche negative 
Umweltauswirkungen vermieden.4)
— Beitrag zur Anpassung an den 

Klimawandel durch Dekarboni-
sierung im ÖPNV

— Einsparung von CO2-Emissionen 
durch die Verwendung von 
umweltfreundlichen Verkehrs-
mitteln.

— Schutz vor Umweltverschmut-
zung durch Vermeidung bzw. 
Verringerung von Emissionen
in die Umwelt. 

0 bis 4 Punkte: Das Projekt leistet 
keinen oder einen sehr 
kleinen Beitrag zur 
Nachhaltigen Entwick-
lung.

5 bis 8 Punkte: Das Projekt leistet 
einen Beitrag zur Nach-
haltigen Entwicklung. 

9 bis 11 Punkte: Das Projekt leistet 
einen großen Beitrag 
zur nachhaltigen 
Entwicklung.

Gute Arbeit 3

Die Vorhabenträgerin oder der 
Vorhabenträger trägt erkennbar zur 
Umsetzung des Querschnittzieles bei, 
z. B. durch die:
— Neubesetzung von Arbeitsplätzen 

ausschließlich mit Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, 
mit denen ein sozialversiche-
rungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis eingegangen wird,

— Anwendung eines Tarifvertrages 
i. S. des TVG von der Vorhaben-
trägerin oder dem Vorhabenträger.

0 Punkte: Keine Angaben.
1 Punkt: Nur sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigte oder 
Antragsteller wendet Tarif-
vertrag i. S. des TVG an.

3 Punkte: Nur sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigte und 
Antragsteller wendet zusätz-
lich Tarifvertrag i. S. des 
TVG an.

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl Erläuterungen
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K. Ministerium für Umwelt, Energie
und Klimaschutz

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Wärmepumpen in ausgewählten 

niedersächsischen Wohnquartieren

Erl. d. MU v. 5. 7. 2023 — 52-29001/110-0004 —

— VORIS 28010 —

Bezug: Erl. v. 17. 6. 2020 (Nds. MBl. S. 672), geändert durch
Erl. v. 20. 5. 2021 (Nds. MBl. S. 996)
— VORIS 28010 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 5. 7. 2023 wie folgt
geändert:

1. Nummer 1.2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach den Worten „Die Förderung erfolgt in Ergänzung
von Zuwendungen nach“ werden die Worte „den Richt-
linien zur Förderung von Maßnahmen zur Nutzung
erneuerbarer Energien im Wärmemarkt des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie vom 30. 12. 2019
(BAnz AT 31.12.2019 B3),“ eingefügt.

b) Nach dem Klammerzusatz „(BAnz AT 30.12.2020 B2)“
werden ein Komma und die Angaben „vom 20. 5. 2021
(BAnz AT 07.06.2021 B2), vom 16. 9. 2021 (BAnz AT
18.10.2021 B2), zuletzt geändert durch die Zweite
Änderung des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Klimaschutz vom 15. 9. 2022 (BAnz AT 21.09.2022
B1), und des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Klimaschutz vom 9. 12. 2022 (BAnz AT 30.12.2022
B1)“ eingefügt.

c) Nach dem Klammerzusatz „(BAnz AT 01.02.2021 B1)“
werden  ein Komma und die Angaben „vom 20. 5. 2021
(BAnz AT 07.06.2021 B3), vom 16. 9. 2021 (BAnz AT
18.10.2021 B3), vom 7. 12. 2021 (BAnz AT 25.01.2022
B1), zuletzt geändert durch die Zweite Änderung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
vom 15. 9. 2022 (BAnz AT 21.09.2022 B2), und des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
vom 9. 12. 2022 (BAnz AT 30.12.2022 B3)“ eingefügt.

2. Nummer 5.2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem dritten Spiegelstrich der fol-
gende neue vierte Spiegelstrich eingefügt:

„— Bestandsquartieren mit dezentraler Luftwärmeer-
schließung und dezentralen Luftwärmepumpen
1 500 EUR,“.

b) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 und 4 an-
gefügt:

„Diese kann auch unabhängig von der Förderung der
Wärmepumpensysteme gewährt werden. In diesem
Fall entfällt die unter Nummer 4 Abs. 1 Nr. 1 gelistete
Voraussetzung zur Vorlage eines Zuwendungsbeschei-
des oder einer Bestätigung der Hausbank.“

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)
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Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der „Dr. Matthias Wilkening Stiftung“

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 27. 6. 2023 
— 11741-M 35 —

Mit Schreiben vom 27. 6. 2023 hat das ArL Leine-Weser als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 23. 6. 2023 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Dr. Matthias Wilkening Stiftung“
mit Sitz in Sehnde gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zwecke der Stiftung sind die Förderung des öffentlichen
Gesundheitswesens und der Medizin, insbesondere auf dem
Gebiet Psychiatrie und Psychosomatik, auch durch Kran-
kenhäuser und sonstige Einrichtungen i. S. des § 67 AO, die
Förderung der Alten- und Jugendhilfe und im weitesten
Sinn die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen sowie die
Förderung von Kunst und Kultur.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Dr. Matthias Wilkening Stiftung
Rudolf-Wahrendorff-Straße 22
31319 Sehnde.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

Entscheidung nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Staatliches Baumanagement Lüneburger Heide, Munster)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 5. 7. 2023
— 4.1-CE 002912698/LG 21-041 —

Das GAA Lüneburg hat dem Land Niedersachsen, vertreten
durch das Staatliche Baumanagement Lüneburger Heide,
Am Exerzierplatz 12—14, 29633 Munster, mit der Entschei-
dung vom 27. 4. 2023 eine störfallrechtliche Genehmigung
gemäß § 3 a Niedersächsisches Störfallgesetz — im Folgenden:
StörfG — i. V. m. mit § 23 b Abs. 1 Sätze 3, 4 und 6 bis 8 und
Abs. 2 bis 4 BImSchG sowie § 18 der 12. BImSchV erteilt. 

Gegenstand des Verfahrens waren im Wesentlichen die fol-
genden Maßnahmen:

— Erhöhung der Lagerkapazität für Fundmunition von unter
10 000 kg Nettoexplosivstoffmasse (NEM) auf 20 000 kg
NEM,

— Erweiterung der Bunkeranlage für Kampfmittel um einen
weiteren erdgedeckten Bunker mit 50 m² Lagerfläche,

— Verlegung von Werkstatt, Munitionsarbeitshaus, Fahr-
zeughalle und Verwaltungsgebäude,

— Rodung einer Waldfläche von 2,2 ha Wald.

Der Bescheid enthält Auflagen, um die Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen sicherzustellen.

Der vollständige Bescheid und seine Begründung sowie die
genehmigten Antragsunterlagen können in der Zeit vom 6. 7.
bis einschließlich 20. 7. 2023 bei folgenden Stellen eingese-
hen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der
Hude 2, 21339 Lüneburg, Zimmer 0.132, während der
Dienststunden,

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 bis 16.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.00 Uhr.

Es sollte möglichst ein Termin für die Einsichtnahme beim
GAA Lüneburg vereinbart werden (Tel. 04131 15-1400). 
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— Stadt Munster, Rathaus, Heinrich-Peters-Platz 1, 29633
Munster, Raum 115, während der Dienststunden,
montags, dienstags und 
donnerstags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr und

14.00 bis 16.30 Uhr,
mittwochs in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.30 bis 13.00 Uhr.

Gemäß § 3 a StörfG i. V. m. § 18 der 12. BImSchV werden
der verfügende Teil des Bescheides und die Rechtsbehelfs-
belehrung als Anlage öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.
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Anlage

I. Tenor
Dem Land Niedersachsen, vertreten durch das Staatliche

Baumanagement Lüneburger Heide, Am Exerzierplatz 12—14,
29633 Munster, wird aufgrund seines Antrages vom 8. 12. 2022,
zuletzt ergänzt durch Schreiben vom 30. 1. 2023, die Geneh-
migung zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur La-
gerung von Fundmunition mit einer Lagermenge von 20 000 kg
erteilt.

1. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesentli-

chen Maßnahmen:
— Erhöhung der Lagerkapazität für Fundmunition von unter

10 000 kg Nettoexplosivstoffmasse (NEM) auf 20 000 kg
NEM,

— Erweiterung der Bunkeranlage für Kampfmittel um einen
weiteren erdgedeckten Bunker mit 50 m² Lagerfläche,

— Verlegung von Werkstatt, Munitionsarbeitshaus, Fahrzeug-
halle und Verwaltungsgebäude,

— Rodung einer Waldfläche von 2,2 ha Wald.

2. Standort der geplanten Anlage
Ort: 29633 Munster
Straße: nicht vergeben
Gemarkung Munster
Flur und Flurstück Flur 2

Flurstück 9
Gemarkung Oerrel
Flur und Flurstück Flur 1 

Flurstücke 3/1; 11/1; 35/11
Flur 6 
Flurstück 34/13.

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
führten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

3. Konzentrationswirkung
Diese Genehmigung schließt folgende Entscheidungen mit

ein:
— bauaufsichtliche Zustimmung nach § 74 NBauO
— Befreiung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG

4. Kostenentscheidung
Für diese Genehmigung werden nach § 2 NVwKostG keine

Gebühren erhoben.

V. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Lüneburg, Auf der Hude 2, 21339 Lüneburg, erhoben
werden.
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